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Bonn, den 7 . Dezember 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der 
Preise für elektrischen Strom 

und den 

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der 
Preise für Gas 

nebst einer gemeinsamen Begründung mit der Bitte, die gemäß 
§ 1 des Preisgesetzes vom 10 . April 1948 (WiGBl. S. 27) / 3. Fe- 
bruar 1949 (WiGBl. S. 14) / 21. Januar 1950 (BGBl. S. 7) / 8 . Juli 
1950 (BGBl. S. 274) / 25. September 1950 (BGBl. S. 681) erforder- 
liche Zustimmung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Die Verordnungsentwürfe sind heute gleichfalls dem Herrn Präsi- 
denten des Bundesrates mit der Bitte übersandt worden, die Zu- 
stimmung des Bundesrates herbeizuführen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Unlversltats-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrleb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf einer Verordnung 

zur Änderung der Preise für elektrisdien 
Strom 


Auf Grund des § 2 des Preisgesetzes vom 
10. April 1948 (WiGBl. S. 27)/3. Februar 1949 
(WiGBl. S. 14)/21. Januar 1950 (BGBl. S. 7)1 
8. Juli 1950 (BGBl. S. 274)/25. September 1950 
(BGBl. S. 681) wird mit Zustimmung des Bundes- 
tages und des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

(1) Die am 30. November 1950 preisrechtlich 

zulässigen Preise für elektrischen Strom dürfen so 
weit erhöht werden, daß dadurch insgesamt die 
Mehrkosten gedeckt werden, die in unmittelbarer 
Auswirkung der Verordnung PR /50 zur Än- 
derung von Preisen für Steinkohle, Steinkohlen- 
koks und Steinkohlenbriketts aus den Revieren 
Ruhr und Aachen vom (Bundes- 

anz. S. ) und, sofern im Anschluß daran die 
Eisenbahngütertarife für Kohle erhöht werden, 
auf Grund dieser Erhöhung bei der Erzeugung 
und Verteilung elektrischen Stromes entstehen. 
Die Erhöhung der Preise darf im Einzelfall über 
die sich aus den §§ 2 und 3 ergebenden Sätze nicht 
hinausgehen. 

(2) Als preisrechtlich zulässig im Sinne von Ab- 
satz 1 Satz 1 gelten auch die auf Grund von Aus- 
nahmegenehmigungen und Verfügungen gebilde- 
ten Preise. 


§ 2 

(1) Die Preise für den an Sonderabnehmer ge- 
lieferten elektrischen Strom dürfen für jede Kilo- 
wattstunde und für jede Deutsche Mark, um die 
sich der Preis für 1000 Kilogramm Steinkohle 
Ruhr-Fett-Nuß III/IV und die Eisenbahngüter- 
tarife für 1000 Kilogramm Kohle erhöhen, 

1. bei allen Lieferungen, die unmittel- 

bar nach Kraftwerkszähler abgerech- 
net werden, um höchstens 0,08 Dpf., 

2. bei Lieferung in hochspannungsseiti- 
ger Messung an Wiederverkäufer 
mit eigenem Fiochspannungsnetz 
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zur Weitergabe an andere Wieder- 
verkäufer mit eigenem Hochspan- 
nungsnetz um höchstens 

3. bei Lieferung an Wiederverkäufer 
in hochspannungsseitiger Messung 

a) an Wieder'/erkaufer mit eigenem 
Mittelspannungsnetz um hödi- 
stens 

b) an Wiederverkäufer ohne eigenes 
Mittelspannungsnetz um höch- 
stens 

4. bei Lieferung an Wiederverkäufer 
in niederspannungsseitiger Messung 
um höchstens 

5. bei Lieferung an letztverbrauchende 
Sonderabnehmer 


0,09 Dpf., 

0,10 DpL, 
0,11 Dpf., 
0,12 DpL, 


a) in hochspannungsseitiger Mes- 
sung um höchstens 0,12 Dpf., 

b) in niederspannungsscitiger Mes- 
sung um höchstens 0,135 Dpf. 

erhöht werden. 


(2) Eine nach Absatz 1 und § 1 zulässige Preis- 
erhöhung darf nur vorgenommen werden, soweit 
sie nach einer im Vertrage enthaltenen Preis- 
änderungsklausel statthaft ist. Sonderabnehmer- 
verträge, die eine Preisänderungsklausel nicht 
enthalten, werden vergleichbaren Sonderabneh- 
merverträgen mit einer Preisänderungsklausel 
gleichgestellt, wenn in ihnen eine Preisänderungs- 
klausel nur mit Rücksicht auf das bestehende 
Verbot von Preiserhöhungen nicht vereinbart 
worden ist. 


S 3 

Die allgemeinen Tarifpreise dürfen im Durch- 
schnitt aller Tarife für jede Kilowattstunde und 
für jede Deutsche Mark, um die sich der Preis für 
1000 Kilogramm Steinkohle Ruhr-Fett-Nuß 
III/IV und die Eisenbahngütertarife für 1000 
Kilogramm Kohle erhöhen, um höchstens 0,15 
Dpf. erhöht werden. 


§ 4 

Eine Erhöhung der Haushaltstarife nach § 3 ist 
nur zulässig, wenn und insoweit die Erhöhung 
der übrigen Tarifpreise und der Preise für Son- 
derabnehmer nach § 2 nidit ausreicht, um die 
Mehrkosten (§ 1) zu decken. 


S 5 

Die Mehreinnahmen aus den nach dieser Ver- 
ordnung eintretenden Preiserhöhungen gelten 
nicht als Roheinnahmen im Sinne der §§ 2 und 4 
der Anordnung über die Zulässigkeit von Kon- 
zessionsabgaben vom 4. März 1941 (Reichs- 
anz. Nr. 57). 
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§ 6 

(1) Die für die Preisbildung zuständigen Stel- 
len sind berechtigt, im Einvernehmen mit der zu- 
ständigen Energicaufsiditsbehörde zur Vermei- 
dung von Härten, zur Verhinderung wirtschaft- 
lich nicht erforderlicher Preiserhöhungen oder zur 
Sicherung volkswirtschaftlich gerechtfertigter 
Preise von den Vorschriften dieser Verordnung 
abweichende Verfügungen zu treffen. 

(2) Solche Verfügungen sollen nur nach An- 
hörung des betroffenen Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmens erlassen werden. Soweit sie sich an 
Sonderabnehmer richten, sind auch diese zu 
hören. 

§ 7 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
dieser Verordnung werden nach den Bestimmun- 
gen des Gesetzes zur Vereinfachung des Wirt- 
schaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetzes) vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) in der Fassung des 
Gesetzes vom 29. März 1950 (BGBl. S. 78) ge- 
ahndet. 


§ 8 


Diese Verordnung tritt am Ersten des auf ihre 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Entwurf einer Verordnung 

zur Änderung der Preise für Gas 


Auf Grund des § 2 des Preisgesetzes vom 
10. April 1948 (WiGBl. S. 27)/3. Februar 1949 
(WiGBl. S. 14)/21. Januar 1950 (BGBl. S. 7)1 
8. Juli 1950 (BGBl. S. 274)/25. September 1950 
(BGBl. S. 681) wird mit Zustimmung des Bundes- 
tages und des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

(1) Die am 30. November 1950 preisrechtlich 

zulässigen Preise für Gas dürfen so weit erhöht 
werden, daß dadurch insgesamt die Mehrkosten 
gedeckt werden, die in unmittelbarer Auswirkung 
der Verordnung PR /50 zur Änderung von 
Preisen für Steinkohle, Steinkohlenkoks und Stein- 
kohlenbriketts aus den Revieren Ruhr und 
Aachen vom (Bundesanz. S. ) 

und, sofern im Anschluß daran die Eisenbahn- 
gütertarife für Kohle erhöht werden, auf Grund 
dieser Erhöhung bei der Erzeugung und Vertei- 
lung von Gas entstehen. Die Erhöhung der Preise 
darf für jedes Kubikmeter und für jede Deutsche 
Mark, um die sich der Preis für 1000 Kilogramm 
Ruhr-Koks-Feinkohle und die Eisenbahngüter- 
tarife für 1000 Kilogramm Kohle erhöhen, im 
Durchschnitt nicht mehr als 0,18 Dpf. betragen. 

(2) Wiederverkäufer erhalten auf die sich nach 
Absatz 1 ergebenden Preise einen angemessenen 
Nachlaß, der gegebenenfalls auf mehrere Wieder- 
verkäufer aufzuteilen ist. 

(3) Als preisrechtlich zulässig im Sinne von Ab- 
satz 1 Satz 1 gelten auch die auf Grund von Aus- 
nahmegenehmigungen gebildeten Preise. 

(4) Die Zahlung der nach den Absätzen 1 bis 
3 erhöhten Preise kann auch bei laufenden Ver- 
trägen verlangt werden, 

§ 2 

Die Mehreinnahmen aus den nach dieser Ver- 
ordnung eintretenden Preiserhöhungen gelten 
nicht als Roheinnahmen im Sinne der §§ 2 und 4 
der Anordnung über die Zulässigkeit von Konzes- 
sionsabgaben vom 4. März 1941 (Reichsanz. 
Nr. 57). 
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§ 3 

(1) Die für die Preisbildung zuständigen Stel- 
len sind berechtigt, im Einvernehmen mit der zu- 
ständigen Energieaufsichtsbehörde zur Vermei- 
dung von Härten, zur Verhinderung wirtschaft- 
lich nicht erforderlicher Preiserhöhungen oder zur 
Sicherung volkswirtschaftlich gerechtfertigter Preise 
von den Vorschriften dieser Verordnung abwei- 
chende Verfügungen zu treffen, 

(2) Solche Verfügungen sollen nur nach An- 
hörung des betroffenen Gasversorgungsunter- 
nehmens erlassen werden. Soweit sie sich an Son- 
derabnehmer richten, sind auch diese zu hören. 

§ 4 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
dieser Verordnung werden nach den Bestimmun- 
gen des Gesetzes zur Vereinfachung des Wirt- 
schaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetzes) vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) in der Fassung des 
Gesetzes vom 29. März 1950 (BGBl. S. 78) ge- 
ahndet. 


§ 5 


Diese Verordnung tritt am Ersten des auf ihre 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Preise für Strom und Gas erfuhren nadi 1936 
die einzige bisher zugestandene generelle Auf-* 
besserung durch die Anordnungen PK Nr. 52/48 (für 
Gas) und PR Nr. 53/48 (für elektrischen Strom), 
beide vom 21. Juni 1948. Durch diese Anordnun- 
gen wurde den Energieversorgungsunternehmen 
gestattet, die erste Kohlepreiserhöhung vom 
15. April 1948 (im Durchschnitt um 10 DM je t) 
imd die Eisenpreiserhöhung vom gleichen Tage 
durch eine besdiränkte Preiserhöhung abzuwälzen. 
Die zweite Kohlepreiserhöhung wurde von der 
früheren Verwaltung für Wirtschaft im Wege 
von Ausnahmegenehmigungen bei der Elektrizi- 
tätswirtschaft im größeren Umfange, bei der Gas- 
wirtschaft zu einem geringeren Teil ausgeglichen. 
Die Energiewirtschaft hat aber bisher keinen Aus- 
gleich dafür gefunden, daß audi alle anderen 
Kosten ständig gestiegen sind, wie z. B. die Lohn- 
kosten (Steigerung um 25 bis30®/o, zum Teil mehr), 
die Materialkosten und der Bauindex (Steigerung 
um mindestens 70 ®/o) und die Kapitaldienst- 
kosten (Steigerung um rd. 100 ®/o). Gegenüber 
diesen Kostensteigerungen und den Steigerungen 
der Kohlekosten um bisher rd. 120 Vo haben die 
bisherigen Erhöhungen der Strom- und Gaspreise 
irn Mittel höchstens 30 bis 40 ®/o betragen. 

Die Mehrzahl der Energieversorgungsunterneh- 
men ist daher nicht in der Lage, die jetzt bevor- 
stehende Kohlepreiserhöhung aus eigener Kraft zu 
tragen. Eine begrenzte Erhöhung der Preise für 
Strom und Gas ist daher erforderlich. 

II, Erhöhung der Strompreise 

Die vorgeschlagene Verordnung zur Änderung 
der Preise für elektrischen Strom sieht vor, daß 
die Mehrkosten, die durch die bevorstehende 
Kohlepreiserhöhung und gegebenenfalls durch eine 
Erhöhung der Eisenbahngütertarife im Anschluß 
an die Kohlepreiserhöhung eintreten, durch eine 
begrenzte Preiserhöhung für Strom abgewälzt 
werden können. Die obere Begrenzung der zu- 
lässigen Erhöhung ist in § 2 enthalten. 

Die Stromerzeugung der öffentlichen Elektrizitäts- 
versorgung aus Steinkohlenkraftwerken betrug im 
Jahre 1949 12,3 Milliarden Kilowattstunden, der 
Verbrauch an Steinkohle 8 285 000 t. Für jede 
erzeugte Kilowattstunde wurden also 0,674 kg 
Steinkohle im Bundesdurchsdinitt verbraucht. 
Hinzu treten Fortleitungs-, Umspann-, Umform- 
und Meßverluste, die je nach dem Bezüge des Ab- 
nehmers ab Kraftwerk, ab Hochspannungsnetz, ab 
Mittelspannungsnetz oder ab Niederspannungsnetz 


verschieden hoch sind. Dieser Tatsache trägt die 
Differenzierung der Kohlcfaktoicii in § 2 Ab- 
satz 1 Rechnung. Die Kohlefaktoren mußten 
darüber hinaus höher als technisch erforderlich 
angesetzt werden, da 

1. ältere Kraftwerke tatsächlich einen höheren 
Verbrauch haben als im Bundesdurchschnitt 
(bis zu 1,3 kg/kWh), 

2. nicht alle Stromlieferungsverträge eine Er- 
höhung im Umtange des ^ 2 Absatz 1 zulas- 
sen und 

3. es unter Umständen notwendig sein wird, ein- 
zelne Betriebe aus allgemein volkswirtschaft- 
lichen Gründen ganz oder teilweise von den 
Preiserhöhungen auszunehmen. 

Die dadurch entstehenden Ausfälle müssen, damit 
die tatsächlich entstehenden Mehrkosten gedeckt 
werden, durch die übrigen Verbrauchergruppen 
mitgetragen werden. 

Unter der Annahme einer Erhöhung des Preises 
für 1 t Ruhr-Fett-Nuß III/IV um 4,50 DM wür- 
den sidi danacJi die Preise für letztverbrauchende 
Sonderabnehmer in Hochspannung 
um höchstens (4,50 X 0,12 =) 0,54 Dpf. 

(also z. B. von 6 auf 6,54 Dpf.), 
für Sonderabnehmer in Niederspan- 
nung um höchstens (4,50 X 0,135 =) 0,6075 Dpf. 
(also z. B. von 7 auf 7,61 Dpf.), 
für Tarifabnehmer im DurAschnitt 
aller Tarife um 0,675 Dpf. 

erhöhen. 

Nach § 1 dürfen alle Preiserhöhungen insgesamt 
bei einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
nicht mehr betragen als die tatsächlich durch die 
bevorstehende Erhöhung der Kohlepreise und der 
Eisenbahngütertarife entstehenden Mehrbelastun- 
gen. 

III. Erhöhung der Gaspreise 

Die in Vorschlag gebrachte Gaspreiserhöhung um 
0,18 Dpf. für jede DM Kohlepreiserhöhung und 
für jedes Kubikmeter errechnet sich wie folgt: 

Die Gasausbeute beträgt je Tonne Kohle im 
Durchschnitt 350 mV4300 kcal, das bedeutet je 
DM Kohlepreiserhöhung 0,285 Dpf. 

Da durchschnittlich 45 Vo des Koksanfalles in den 
Verkauf gehen, ermäßigt sich die Preiserhöhung 
auf 0,157 Dpf. 

Da der Gasverlust durchschnittlich 15 v. H. be- 
trägt, muß zu diesem Preis ein Zuschlag von 15 
v. H. = 0,0236 Dpf. erhoben werden, um die 
Kosten für das nutzbar abgegebene Kubikmeter 
zu errechnen = 0,1806 Dpi. 
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So ergibt sich für eine DM Kohlcpreiserhöhung 
eine notwendige Gaspreiserhöhung von 0,18 Dpf. 
für jedes Kubikmeter. Die Auswirkung dieser 
Preiserhöhung würde bei einer Kohlepreiscrhö- 
hung von DM 5,50/t Ruhr-Koksfeinkohle fol- 
gende sein: 

DM 5,50 Kohlepreiserhöhung X 0,18 — 0,99 
Dpf. Gaspreiserhöhung je im Durchschnitt 
aller Tarife und Sonderabnehmer, d. h. bei einem 
Haushaltstarif z. B. von 20 Dpf. erhöht sich der 
Verkaufspreis höchstens auf 22 Dpf., von 25 Dpf. 
auf 27 Dpf., 


bei einem Indust ricabnchnier z. B. von 10 Dpf. auf 
11 Dpf., bei Ferngasbezug z. B. von 6,3 Dpf. auf 
7,3 Dpf., 

bei Sonderabnehmern, Großindustrie, Dirckt- 
beziehern von Ferngasgcsellschaften z. B. von 
5 Dpf. auf 6,0 Dpf. 

Audi die Gaspreiserhöhung darf insgesamt nicht 
mehr betragen, als zur Abwälzung der durch die 
bevorstehende Kohlepreiserhöhung und gegebe- 
nenfalls durch eine Erhöhung der Eisenbahngüter- 
tarife im Anschluß an die Kohlepreiserhöhung er- 
forderlich ist. 
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